
Was wird aus dem Eigentum, aus
dem Vermöge* der DDR-Bürger?
Diese Frage darf wohl als die
strittigste auf dem Weg ins einig
Vaterland gelten. Derzeit ver-
handeln .in Bann hinter ver-
schlossenen Türen Experten bei-
der Regierungen, noch im Juni
soll eine Regelung gefunden wer-
den.

Eigentumsfragen standen auch
Im Mittelpunkt einer deutsch-
deutschen Fachtagung „Boden-
recht und Städtebau" am Diens-
tag In Kleinmachnow, organisiert
vom Deutschen Volksheinistätten-
werk e. V., Bonn, dem. Bonner
Institut für Städtebau, Wohnungs-
wirtschaft und Bausparwesen so-
wie dem DDR-Baumiinisterium.

Am Rande der Tagung war Ge-
legenheit, Ansichten des DDR-
Bauministers, Dr. Axel Viehwe-
ger, zu erfahren. Für den Bau-
minister äst Rechtssicherheit in
den Eigentumsfragen rasch von-
nöten. Das betreffe vor allem die
Eigentumsrechte an dem Grund
und Boden, der seit 1945 enteig-
net oder in treuhänderiische Ver-
waltung übernommen wurde.

Dr. Axel Viehweger stimmte
den Vorschlägen einer deutsch-
deutschen Expertenkommission '
zu, die auf der Fachtagung vor-
gestellt wurden. Der Kommis-
sionsvorsitzende, Prof. Dr. Hart-
mut Dietrich von der Universität
Dortmund, erläuterte die Vor-
schläge. Es könne nicht Sinn der
Wiedervereinigung sein, daß
DDR-Bürger ihr Wohneigentum
verlieren. Die Kommission ver-
wies auf das Bürgerliche Gesetz-
buch. Danach verjähren nach 30

Jahren — insbesondere auch im
Grundstücksrecht — Ansprüche
irgendwelcher A r t Das bedeutet,
daß zum einen derjenige Eigen-
tümer eines Grundstücks wird,
der 30 Jahre im Grundbuch als
solcher, eingetragen ist (Para-
graph 900 BGB). Wer Eigentümer
eines Grundstücks ist, das seit 30
Jahren im Eigenbesitz eines an-
deren ist, kann in einem förm-
lichen Verfahren als Eigentümer
ausgeschlossen werden. Prof.
Dietrich verwies darauf, daß ehe-
malige Eigentümer in früheren
Jahren in der Bundesrepublik be-
reits las tenausgleichsähn] jene
Zahlungen erhielten.
' Bei Grundstücken,' die, in staat-

licher Treuhandschaft verwaltet
wurden, plädiert die Kommission
für eine Rückgabe. Bei erzwun-
genen Eigentumsverzichten, z. B.
vor einer Ausreise aus der DDR,
soll eine gerichtliche Nachprü-
fung möglich sein, jedoch nur in-
nerhalb einer bemessenen Frist.
Prof. Dietrich schlägt drei Jahre
vor. Bei Rückgage von Grund
und Boden, die mit einem Nut-
zungsrecht belegt sind, fordert
die Kommission, die derzeitigen
Nutzungsrechte anzuerkennen
und die Nutzer als Erstbau-
berechtigte zu behandeln. Dann
ist natürlich Erstbauzins zu zah-
len. Festgelegt werden sollte
auch ein gegenseitiges Vorkaufsr
recht des Eigentümers und Erst-
bauberechtigten.

Wie sieht es nun künftig mit
dem Eigentumserwerb aus? Die
Expertenkommission empfiehlt
die Entwicklung insbesondere
von kommunalem und privatem

Eigentum an Grund und Boden
und Wohnungen. Sie plädiert für
eine Freigabe des Bodenmarktes,
wiewohl vor den Gefahren ge-
warnt werden wird. Vorgeschla-
gen wird die Einführung einet
Bodenwertsteuer und einer
Zweckbindung, um Spekulationen
möglichst zu verhindern. DDR-
Bauminister Viehweger strebt
gleiche Regelungen in beiden
deutschen Staaten für Grund und
Boden, seinen Erwerb,, seine Be-
bauung, Beleihung und seinen
Verkauf an. Im Staatsvertrag und
in der Anlage IX sind ja denn
auch keine Vorzugsbedingungen
für DDR-Bürger vorgesehen.

Minister Viehweger infor-
mierte darüber, daß dem Mini-
sterrat die Entwürfe eines Ge-
setzes über Wohneigentum und
über die Obergabe von Grund
und Boden an die Baugesell-
schaften vorliegen. Zum Erwerb
von Bodeneigentum sagte der
Minister, verschiedene Bankmo-
delle, die dem Bauiministerium
vorgestellt wurden, ermöglichten
auch Normalverdienenden den
Wohnungserwerb über langfri-
stige Kredite. Die Wohnungs-
preise sollten vorerst jedenfalls
noch andere sein als in der Bun-
desrepublik, sagte Viehweger.
Die 41 Prozent der volkseigenen
Wohnungen sollen in kommuna-
les Eigentum verwandelt wer-
den. Wer Mieter bleiben möchte
oder eine Eigentumswohnung
nicht bezahlen kann, für den gilt
ab 2. Juli das Mieterschutzrecht
der Bundesrepublik, sagte Vieh-
weger. Mit Ausnahme der Mie-
ten. Die seien vorläufig fest.

Berlin (ND-Kittan). „Das ist fast
ein Grund, die Koalitionsfrage
zu stellen." Zu diesem Schluß
kam der wirtschaftspolitische

, Sprecher der SPD, Frank Bogisch,
als er am gestrigen Dienstag-
abend im Hause der Parlamen-
tarier seine sozialdemokratische
Bewertung des sogenannten
Treuhandgesetzentwurfs der
CDU den Medienvertretern vor-
stellte. Stein des massiven SPD-
Anstoßes ist der am 6. Juni durch
den Ministerrat der DDR vorge-
legte Entwurf des „Gesetzes zur
Privatisierung und Reorganisa-
tion des volkseigenen Vermö-
gens".

In • der dazu übergebenen
Presseerklärung heißt es: „Dem
jetzt vorliegenden Entwurf zum
Treuhandgesetz kann die SPD-
Fraktion nicht zustimmen. Wäre
der Zeitdruck nicht so enorm
hoch, müßte der Entwurf mit der

Note .mangelhaft' an den Wirt-
schaftsminister zurückgegeben
werden." Das „müßte" deutet an,
daß die SPD noch versucht, ihre
Vorstellungen durchzuboxen. Am
heutilgen Mittwochmittag steht
der Entwurf dieses Gesetzes auf
der Tagesordnung des zuständi-
gen ' Volkskammerausschusses.
Experten sollen angehört wer-
den.

Nach Auffassung der SPD ver-
stößt dieser Entwurf sowohl ge-
gen die Koalitionsvereinbarung
der DDR-Regierung als auch ge-
gen den Staatsvertrag. Bekannt-
lich sollen die DDR-Bürger nach
der Koalitionsvereinbarung durch
den bevorzugten Erwerb von An-
teilsscheinen am bisherigen
Volkavermögen partizipieren
können. Im Staatsvertrag wird
diese Möglichkeit noch aus-
drücklich erwähnt. Im vorliegen-
den Entwurf sei das Partizipie-
ren der DDR-Bürger am Volks-
eigentum ungeklärt.

Berlin (ADN/ND). Mit der Beru-
fung des Berliner Rechtsanwalts
Georg Reinicke zum Vorsitzen-
den "ward die unabhängige Kom-
mission zur Überprüfung der
Vermögenswerte aller Parteien
und Massenorganisationen umge-
hend ihre Arbeit aufnehmen. Das
teilte die stellvertretende Regie-
rungssprecherin!, Dr. Angela Mer-
kel, am Dienstag in Berlin mit.
Dem Gremium sollen neben Be-

auftragten der sieben i n der
Volkskammer vertretenen Frak-
tionen auch Experten aus Wirt-
schaf t^rüfura^-Umternehmeni so-
wie Bankfachleute angehören. Der
Minister int Amt des Ministerpräsi-
denten, Klaus Reiichenibach, habe
Volkskammenpräsidenitto Dr. Sa-
bine Bergmanni-iPohl gebeten, die
Fraktionsbeauftragten zu benen-
nen, informierte die Regierungs-
spxecherin.

Berlin (ND-Fischer). Am 2. Juli
1990 erhält die DDR ein Sozial-
hilfegesetz. Die vorgesehenen
Sätze seien zwar knapp, aber an-
gemessen, war aus dem Munde
von Frau Dr. Christa Schmidt,
Ministerin für Familie und
Frauen, am Dienstag auf einer
"Pressekonferenz in Berlin zu hö-
ren. „Die soziale Hilfe", so die
Ministerin, „kann jeder in An-
spruch nehmen, der weder mit
Arbeit noch miti sonstigen Ein-
kommen und Leistungen aus So-
zialversicherungen seinen Lebens-
unterhalt bestreiten kann." ,

Im Ministerium für Familie
und Frauen gehe man davon aus,
daß zunächst etwa 300 000 Bür-

j jer des Landes betroffen sein

Genf (ADN). Die Situation der
DDR wenige Wochen vor der
Umstellung auf die soziale
Marktwirtschaft ist sehr kompli-
ziert, erklärte die Ministerin für
Arbeit und Soziales der DDR,
Dr. Regine Hildebrandt, am
Dienstag vor dem Plenum der
Internationalen Arbeitskönfe-
renz in Genf. „Die Probleme, die
damit auf uns zukommen, sind
enorm", sagte sie. Über 30 Pro-
zent der Kombinate der DDR
seien konkursgefährdet. Die Mi-
nisterin befürchtet, daß weit über
die Hälfte der Kombinate^ zum
Jahresende in ihrer Existenz be-
droht sind. „Daraus resultiert ein
Arbeitslosenpotential von mehr

als einer Million Menschen, das
zu sozialem Gefälle und neuen
Abwanderungswellen in die BRD
führen könnte." Den derzeitigen
Anstieg der Arbeitslosigkeit in
der DDR gab sie mit 7000 bis
10 000 pro Woche an.

Regine Hildebrandt erläuterte
das Sofortprogramm der DDR-
Regierung zur Eindämmung der
Arbeitslosigkeit. Dazu gehörten
Finanzierung von Umschulung
und Fortbildung, Starthilfen für
freie BUdungsträiger, Aiibeits-
beschaffungsmaßnahmen sowie
finanzielle Stützungen von Ar-
beitsplätzen für sozial Schwache
und für im Sozialverhalten ge-
störte Bürger.

Moskau (ADN). Der Föderations-
rat der UdSSR hat am Dienstag
in Moskau unter der Leitung von
Staatspräsident Michail Gorba-
tschow Fragen der Reform der
UdSSR beraten. Einem Bericht
des sowjetischen Fernsehens zu-
folge ' sprachen sich die - Bera-
tungsteilnehmer für die schnellst-
mögliche Ausarbeitung und den
Abschluß eines neuen Unions-
vertrages aus, der die reale wirt-
schaftliche und politische Souve-
ränität der Sowjetrepubliken ga-
rantiert . Zu diesem Zweck sei
eine Arbeitsgruppe von bevoll-
mächtigten Vertretern aller Re-
publiken gebildet worden. An der
Sitzung hatten neben den ande-
ren Vorsitzenden der Obersten
Sowjets der Unionsrepubliken

auch die Präsidenten der drei
baltischen Republiken, Vytautas
Landsbergis (Litauen), Anatoli
Gorbunow (Lettland) und Ar-
nold Rüütel (Estland), teilgenom-
men. Landsbergis, der erstmals
auf einer Beratung dieses Gre-
miums anwesend war, hielt nach
Angaben des Fernsehens eine
Ansprache.

Am selben Tag waren Michail
Gorbatschow und UdSSR-Pre-
mier Nikolai Ryshkow mit
Landsbergis, Gorbunow und
Rüütel zu einem gesonderten
Gespräch zusammengetroffen-
Dabei wurde ein Meinungsaus-
tausch über die zwischennationa-
len Beziehungen geführt, hieß es
in dem Fernsehbericht.

Wut der Opposition über einen vermeintlichen Wohlbetrug
Telefoto: ADN/dpa

Sofia (ND-Hentges). Die bulgari-
sche Hauptstadt in der Nacht zum
Dienstag: Studenten streiken,
Schweigemarsch mit Kerzen auf
dem Platz des 9. September, Die
Studenten verlangen, daß die
zentrale Wahlkommission einen
Beschluß betreffs aller festgestell-
ten Verletzungen des Wahlgeset-
zes faßt. Blockiert ist eine der
meistbefahrenen Kreuzungen der
Stadt, und es kommt zu Stockun-
gen im Verkehr.

Stockungen gibt es auch im po-
litischen Leben, nachdem die
Opposition zu Kundgebungen
gegen — wie sie meint — Wahl-
betrug aufgerufen hat. Nach An-
sicht der ausländischen Beobach-
ter verlief die Abstimmung je-
doch korrekt.

Dde Auszählung geht nur lang- .
sam voran, was Unmut und Un-
geduld auf den Siedepunkt treibt.
Premier Lukanow forderte seine
Landsleute zu Vernunft und To-
leranz auf. Laut vorliegenden
Meldungen erreichte die Soziali-
stische Partei (BSP) rund 47 Pro-
zent der Stimmen, während die
oppositionelle Union der demo-
kratischen Kräfte (UdK), auf
etwa 36 Prozent kam. Bisher ste-
hen 167 der 400 Parlamentssitze
für dSe BSP und 143 Mandate tür
die Union fest. In Sofia, der Hoch-
burg der UdK, konnten die Sozia-
listen hingegen kein einziges
Mandat erringen.

Für das insgesamt relativ
schwache Abschneiden der Oppo-
sitionellen wird allgemein ihr
Wahlkampf verantwortlich ge-
macht, der sich häufig in Attak-
ken gegen die Kommunisten er-
schöpfte, ohne ein Konzept für
den weiteren Weg zu bieten.
Viele Bulgaren fürchten auch
"die angekündigte Schocktherapie.

Angesichts des Erfolges der
BSP rücken ihre Gegner vor der
zweiten Wahlrunde am kommen-
den Sonntag enger zusammen.
Die* Bauernpartei rief ihre An-
hänger dazu auf, fiir die UdK zu
stimmen. Das gleiche taten der.
Politische Oppositionsblock, dem
unter anderem die Liberalen an-
gehören, sowie die Alternative
Sozialistische Partei und die Be-
wegung für Rechte und Freihei-
ten, die vor allem türkisch-
stämmige Bürger vertritt .

Prag. Mitte Mai veröffentlichte
die Österreichische Zeitschrift
„Profil" einen aufsehenerregen-
den Artikel, der den Vorsitzenden
der Volkspartei (CSL) und Vize-
präsident des Parlaments, Bar-
toneik, enger Zusammenarbeit
mit der ehemaligen Staatssicher-
heit (STB) bezichtigte. Bartoncik
und seine Partei wiesen die Be-
schuldigungen zurück.

Unmittelbar nach Schließung
der Wahllokale aber teilte Vize-
innenminister Ruml mit, daß
Bartoncik unter dem,Decknamen
„Hajek" zwischen 1971 und 1988
für die Staatssicherheit tätig ge-

wesen sei. Seine Berichte unter
anderem über Mitglieder der
Bürgerrechtsbewegung „Charta
•77" soll er zum Teil direkt an die
früheren KPTsch-Spitzenfunktio-
näre Jakeä und Indra geliefert
haben. Bartoncik, der eine Herz-
attacke erlitt und im Kranken-
haus liegt, stritt nach w i e vor al-
les ab. Seine Partei gibt dfom auch
weiterhin Rückendeckung.

Inzwischen scheint das Kapitel
Staatssicherheit die tschechoslo-
wakische Gegenwart immer mehr
einzuholen: Der Spitzenkandidat
der slowakischen Bürgerbewe-
gung VPN Jan Budaj verkündete

unmittelbar nach den Wahlen
überraschend seinen Rücktritt. Er
bekannte, eine Verpflichtungs-
erklärung für die STB unter-
schrieben zu haben. Gezwunge-
nermaßen, wie er erklärte. Ende
der siebziger Jahre sei er bei dem
Versuch ertappt worden, das Land
zu verlassen. Unter Druck habe
er sich zur Stasi-Mitarbeit bewe-
gen lassen. Doch im Gegensatz zu
Bartoncik schlug Budaj auf einer
Kundgebung in Bratislava eine
Welle der Sympathie entgegen,
und man darf gespannt sein, wel-
che Kreise die Affäre „B + B "
noch ziehen wird.

Bonn (ADN). Im Wirrwarr um
den künftigen Vorsitzenden einer
gesamtdeutschen SPD gab es am
Dienstag keine Klärung. Offen-
bar haben sowohl Kanzlerkandi-
dat Lafontaine als auch Parteichef
Vogel ein Interesse. Laut dpa
wollen beide einvernehmlich klä-
ren, wer den Vorsitz einer ge-
samtdeutschen SPD übernimmt.
Vogel sei- bereit, „mit allen über
alles zu sprechen", hieß es. Der
SPD-Chef hatte in Bonn zugleich
Berichte zurückgewiesen, wonach,
er Lafontaine den Vorsitz ange-
boten haben soll.

Der Vorsitzende der SPD-Land-
tagsfräktion in Baden-Württem-
berg, Dieter Spöri, sagte im Saar-
ländischen Rundfunk, er gehe da-
von aus, daß Kanzlerkandidat La-
fontaine und SPD-Chef Vogel
zum Wahlparteitag der West-
SPD im September, der nach sei-
ner Auffassung ein „Einigungs-

parteitag" von West- und Ost-
SPD werden sollte, dann einen
„einmütig abgestimmten Vor-
schlag" unterbreiten werden.

Lafontaines Wahlkampfmana-
ger und politischer Vertrauter,
Reinhard Klimmt, erklärte zu der
Problematik vor Journalisten in
Saarbrücken, eine Zusammenfas-
sung der Positionen von Kanzler-
kandidat und Parteichef in einer
Hand hätte „durchaus auch posi-
tive Seiten". Es gebe „aber auch
Erwägungen, dies möglicherweise
zurückzustellen ".

Die Bonner CDU-Zentrale be-
zeichnete die SPD, besonders aber
ihren Kanzlerkandidaten als „Si-
cherheitsrisiko". Generalsekretär
Rühe zufolge seien die Zeiten.viel
zu ernst, als daß man Lafontaine
mit einer verantwortungsvollen
Position in Deutschland betrauen
könne.

Berlin (ND-Kollewe). 35 Grad
am Dienstag, 40 Grad die Pro-
gnose für den heutigen Mittwoch
— Griechenland und insbesondere
der Großraum Athen stöhnen un-
ter extremer Hitze. Über dem Tal-
kessel, in dem Athen liegt, staut
sich die Wärme. Hohe Luftver-
schmutzung erschwert das At-
men, zudem wird das Wasser
knapp.

Letzterer Umstand kann pro-
blematisch werden, denn nördlich
der Hauptstadt, aber auch in der
Nähe von Korinth, Halkida und •
Larissa sowie auf den Inseln
Kreta und Euböa brennen die
Wälder. Starke Winde fachen die

Flammen ständig an, machen es
den Löschkommandos unmög-
lich, die Brände unter Kontrolle
zu bringen.

Droht Griechenland eine ökolo-
gische Katastrophe? Diese Frage
wird, so scheint es, jedes Jahr neu
gestellt. Ende des 18. Jahrhun-
derts waren etwa 50 Prozent des
Territoriums von Wald bedeckt.
Heute werden nur noch 18 Pro-
zent angegeben. Seit 1955 ver-
brannten über 800 000 Hektar, ein
Drittel des Gesamtbestandes.

Expertenmeinungen zufolge
sind die Schäden in den meisten
Fällen irreparabel, denn die Re-
gen des Winters spülen das Erd-

reich weg, die heißen Sommer-
winde tun dann ein übriges.

Wie jedes Jahr wird umfang-
reiche Ursachenforschung betrie-
ben. Leichtsinn nennt man, Blitz-
schlag, Funkenflug, durch Land-
wirtschaftsmaschinen oder Kurz-
schlüsse an Hochspannungsleitun-
gen. Zunehmend jedoch beunru-
higt die wachsende Zahl eindeu-
tig nachgewiesener Brandstif-
tung, denn obwohl die griechi-
schen Gesetze verbieten, abge-
brannte Waldflächen in Bauland
zu verwandeln, hofft so mancher
Grundbesitzer, mittels eines
Streichholzes zu einem einträgli-
chen Geschäft zu kommen.

Berlin (ADN/ND). Ein neues
DDR-Polizeigesetz, das das
von 1968 ablösen soll, werde
wahrscheinlich noch im III.
Quartal den gesetzgeben-
den Organen vorgelegt. Wie
Prof. Dr. Gert Schüßeler von
der Hochschule des Innen-
ministeriums mitteilte, soll es
detailliert die Aufgaben der
Polizei, ihre Bewaffnung und
Einsatzkriterien sowie die
Rechte der Bürger festschrei-
ben. Es sei vorgesehen, daß
der Bürger künftig gegen po-
lizeiliche Entscheidungen ge-
richtlich vorgehen kann.

Leipzig (ADN). Die DDR-Ge-,
werkschaft Wissenschaft und
die bundesdeutsche Gewerk-
schaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW) werden sich im
Herbst dieses Jahres zusam-
menschließen. Eine entspre-
chende Vereinbarung wurde
am Dienstag in Leipzig un-
terzeichnet. Die angestrebte
Fusion bedeutet nicht den
pauschalen Übertritt aller
140 000 Mitglieder der DDR-
Gewerkschaft in die GEW. Je -
des Mitglied soll selbst ent-
scheiden, ob es der GEW oder
der ÖTV beitreten will.

Berlin (ND). Wie der SPD-
Pressedienst mitteilt, will die

SPD-Volkskammerfraktion
Dankwart Brinksmeier als
Staatssekretär im Innenmini-
sterium der DDR vorschlagen.
Nachdem ihn Innenminister
Dr. Peter-Michael Diestel b e - .
reits einmal abgelehnt hatte,
ist Brinksmeier nun nach
einem Gespräch mit dem Mi-
nister erneut für dieses Amt
vorgesehen. Am Wochen-
ende hatte er auf dem SPD-
Sonderparteitag die Wahl zum
Parteivorsitzenden verloren.

Berlin (ND-Fleischmann). Die
katholischen Bischöfe der

DDR wandten sich am Diens-
tag in einer scharfen Erklä-
rung erneut gegen die gesetz-
lichen Regelungen zum
Schwangerschäftsabbruch. Sie
rufen Volkskammer und Re-
gierung zu „stärkerem Schutz
des menschlichen Lebens, be-
sonders auch im Hinblick auf
verfassungsrechtliche Rege-
lungen" auf. Der Vorsitzende
der Berliner Bischofskonfe-
renz, Georg Sterzinsky, er-
klärte, er sei auf einen gesell-
schaftlichen Konflikt gefaßt,
dem sich die Kirche stellen
werde.

Freiberg (ADN/ND). Mit
einem Vortrag zur Zukunft
der deutschen Stahlindustrie
in einem geeinten Europa be-
gann am Dienstag der
XLI. Berg- und Hüttenmänni-
sche Tag an der Bergakademie
Freiberg. An dem viertägigen
Fachtreffen beteiligen sich
etwa 1000 Wissenschaftler und
Praktiker aus 17 Ländern und
Berlin (West). Der Erfah-
rungsaustausch an der älte-
sten Montanhochschule der
Welt steht 1990 im Zeichen
ihres 225. Gründungsjubi-
läums.

Berlin (ADN/ND). Während
die in der DDR üblichen Geld-
karten auch nach der DM-
Einführung ihre Gültigkeit
behalten (ab 9. Juli sind mit
ihnen wieder alle Leistungs-
angebote realisierbar), ent-
scheiden über die Annahme
von Kundenschecks zur Be-
zahlung die Handelsbetriebe
ab 1. Juli in eigener Regie.
Das gilt auch für die Ent-
scheidung, an welchem Tag im
Juni im Zusammenhang mit
der Währungsumstellung
Schecks letztmalig angenom-
men werden. Darüber müssen
sie in öffentlichen Aushängen
Auskunft geben. Bei DDR-
Geldinstituten können Bar-
schecks bis zum 29. Juni,
12 Uhr, eingelöst werden.

London/Stockholm (ADN). Die
Delegation der Volkskammer
der DDR, die gegenwärtig zu
einem viertägigen Besuch in
Großbritannien weilt, ist am
Dienstag in London mi t M i t -
gliedern des Außenpolitischen
Ausschusses des Unterhauses
zusammengetroffen. Zum In-
halt der Gespräche erklärte
Dr. Reinhard Höppner, Vize-
präsident der Volkskammer,
von britischer Seite habe man
sich nach den' Vorstellungen in
der DDR über einen möglichen
gesamtdeutschen Wahltermin
erkundigt. In der DDR müsse
laut Höppner zunächst die
Konstituierung der Länder er-
folgen.

Am letzten Tag ihres Auf-
enthaltes in Schweden hatte
die Delegation der DDR-
Volkskammer unter Leitung
ihrer Präsidentin Dr. Sabine
Bergmann-Pohl am Dienstag
in Uppsala ein Gespräch mit
dem Erzbischof der Stadt, Ber-
ti! Werkström.

Bonn (ADN). ANC-Vizepräsi-
dent Nelson Mandela hat
seine Gespräche mit führen-
den bundesdeutschen Politi-
kern als „sehr erfolgreich" ge-
wer te t Auf einer Pressekon-
ferenz teilte er am Dienstag iri
Bonn mit, er habe bei seinem
Zusammentreffen mit Bun-
deskanzler Helmut Kohl und
Außenminister Hans-Dietrich
Genscher den Eindruck ge-
wonnen, daß die BRD-Regie-
rung den Sanktionen gegen

...Südafrika positiv gegenüber-
stehe.

Mandela forderte Bonn auf,
den ANC auch materiell zu
unterstützen. Es gelte, 20 000
im Ausland lebende politische
Exilanten nach Südafrika zu-
rückzuholen.

Moskau (ADN). Ein leitender
Mitarbeiter des internationa-
len Kernforschungszentrums
Dubna hat jetzt bestätigt, daß
die mutmaßliche RAF-Terro-
ristin Susanne Albrecht dort
während ihres UdSSR-Aufent-
haltes gearbeitet hat. Eine
Laborantin Ingrid Becker — so
Frau Albrechts Name in den
letzten Jahren — habe bis vor
kurzem in Dubna gearbeitet,
erklärte Vizedirektor Profes-
sor Dietmar Ebert gegenüber
der Korrespondentin c}es
DDR-Rundfunks.

Bonn/Gent (A!DN). Die ersten
62 von insgesamt 140 bundes-
deutschen Beschäftigten der
Bong-Eisenerzmine sind' am
Dienstag aus dem vom Bür-
gerkrieg zerrütteten Liberia
evakuiert worden. Wie ein
Sprecher des Auswärtigen
Amtes mitteilte, wurden siie
mit einem Transportfliugzeug
der Bundeswehr ausgeflogen.

Moskau (ADN). Der Oberste
Sowjet der UdSSR hat am
Dienstag ein Mediengesetz
verabschiedet, das „detaillier-
te Garantien! für Pressefreiheit
und Rechte der Journalisten
enthält", wie TASS schrieb.
Das neue Gesetz, das die Zen-
sur authebt, wurde ohne Ge-
genstimme mit 374 Jastim-
men und neun Enthaltungen
angenommen.

Künftig kann jeder Bürger,
der das 18. Lebensjahr er-
reicht hat, eine Zeitung oder
ein anderes Massenimedium
gründen. Derzeit werden noch
alle sowjetis;chen Zeitungen
von Parteien und staatlichen
oder gesellschaftlichen Orga-
nisationen herausgegeben.

Moskau (ADN). Vor weiteren
einseitigen Zugeständnissen an
den Westen auf dem Gebiet
der Abrüstung hat der Se-
kretär des Zentralkomitees' der
KPdSU Oleg Baklanow ge-
w a r n t In einem am Dienstag
veröffentlichten Interview der
Moskauer Zeitung „Rabotscha-
ja Tribuna" erklärte der so-
wjetische Politiker, .ihn be-
unruhigten einige außenpoli-
tische Initiativen seines Lan-
des. Seiner Auffassung nach
seien sie „verfrüht" gekom-
men, da der Westen nicht mit
konkreten Gegenschritten auf
adäquaten Gebieten antworte.
Als Beispiel führte e r die an-
gestrebte Transformation des
Warschauer Vertrages in eine
mehr politische Organisation
an.

Gaza (ADN). Israelische Sol-
daten haben am Dienstag im
Gaza-Streifen in die überfüllte
Praxis eines Kinderarztes
Tränengasgranaten geworfen.
58 Kinder, das älteste drei
Jahre, mußten behandelt wer-
den, nachdem sie die ätzenden
Gase eingeatmet hatten. 14 von
ihnen haben mittlere bis
schwere Schädigungen der
Atemwege erlitten.

Augenzeugen berichten, daß
die Soldaten steinewerfende.
Jugendliche verfolgten, die in
die Arztstation, eine Einrich-
tung der UNO, flüchteten.

Moskau (ADN). Eine in deutsch
verfaßte Botschaft und Blu-
men hat ein unbekannter P i -
lot wahrscheinlich aus der
BRD auf der Landebahn des1

Flughafens der Schwarzmeer-
stadt Batumi deponiert, bevor
er mit seinem Sportflugzeug
die UdSSR wieder in Richtung
türkische Grenze verließ. Wie
die Moskauer „Iswestija" am
Dienstag berichtete, ereignete
sich die mysteriöse Luftraum-
verletzung bereits am 9. Juni.

In der Piloten-Botschaft
werden dem Präsidenten der
UdSSR gute Wünsche über-
mittelt und seine Politik der
Perestroika unterstützt

werden. Für isie stunden im zweir
ten Halbjahr 1990 rund 300 Mil-
lionen DM bereit. Im kommen-
den Jah r rechne man mit Auf-
wendungen von etwa einer Mil-
liarde DM.

Die Empfänger von Sozialhilfe
können, so wurde weiter infor-
miert, Geld erhalten, das einma-
lig, aber, auch monatlich gezahlt
werden kann. Das Gesetz sieht
weiter vor, Sachleistungen zu
übernehmen und persönliche
Hilfe, e twa bei der Beschaffung
einer Unterkunft oder eines
Heimplatzes, zu gewähren. Hinzu
kommen Kosten für die Woh-
nung. In allen Stadtbezirken,
Städten und Kreisen werden bis
zum 2. Juli Sozialämter einge-
richtet? «."* < , 8: >-». * *

Baltische Präsidenten
sprachen mit Gorbatschow

Neues Polizeigesetz
noch im III. Quartal

Brinksmeier
Staatssekretär?

Expertentreffen an
der Bergakademie

Geldkarten behalten
ihre Gültigkeit

Volkskammer-Vertreter
in Großbritannien

Mandela mit Besuch
in Bonn zufrieden

Dubna-Einsatz von
Frau Albrecht bestätigt

Bundesdeutsche aus
Liberia evakuiert

UdSSR: Nun Gesetz
über Pressefreiheit

KPdSU-Politiker gegen
weitere Zugeständnisse

Kinderarztpraxis mit
Tränengas überfallen

Luf traumverletzer ließ
Gorbatschow grüßen
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Bulgariens Opposition: Vereint gegen BSPPressekonferenz zum Sozialhilfegesetz

Knapp ja, aber angemessen?

Auf Konflikt gefaßt

International

DDR-Ministerin auf Genfer ILO-Tagung

Vor „enormen Problemen"

Der 99Fall Bartoncik'6 zieht Kreise

Gesamt-SPD—werführtsie?

Griechenland unter extremer Hitze / Temperaturen nahe 40 Grad

Mit der Sonnenglut kamen Feuersbrünste
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